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Chronique générale

Eléments du système politique

Institutions et droits populaires

Droits populaires

In seinem Bericht zum Postulat der FDP-Liberale Fraktion zur Frage des Verhältnisses
zwischen Völkerrecht und Landesrecht hatte sich der Bundesrat positiv zur Idee
geäussert, ein obligatorisches Referendum für völkerrechtliche Verträge mit
verfassungsmässigem Charakter einzuführen. Mit seiner Motion wollte Andrea Caroni
(fdp, AR) diese positive Haltung konkretisieren. Wichtige völkerrechtliche Verträge
obligatorisch zur Abstimmung zu bringen, würde nicht nur die demokratische
Mitsprache ausbauen, sondern auch eine Stärkung der Legitimation des Völkerrechts
bedeuten – so der Motionär. In seiner Stellungnahme zu ebendieser Motion Caroni
bestätigte der Bundesrat seine positive Haltung: Ein obligatorisches Referendum bei
wichtigen völkerrechtlichen Verträgen sei nach vorherrschender Auffassung bereits
heute ungeschriebenes Verfassungsrecht. Eine Konkretisierung in der Verfassung
würde nicht nur die Rechtssicherheit erhöhen, sondern auch die Praxis vereinfachen.
Die Regierung wies darauf hin, dass sie die Idee bereits im Rahmen der Initiative
"Staatsverträge vors Volk!" als direkten Gegenentwurf vorgeschlagen habe. Damals hatte
das Parlament vor allem aus abstimmungstaktischen Gründen allerdings auf einen
Gegenvorschlag verzichtet. Im Nationalrat wurde die Motion Caroni in der
Herbstsession 2015 diskussionslos angenommen. 1

MOTION
DATE: 25.09.2015
MARC BÜHLMANN

1) AB NR, 2015, S. 1873; SGT, 13.6.15
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